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Stadt Ulm 
Beschlussvorlage 

 
 

 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurde gemäß § 3 und 4 Abs. 2 BauGB vom 20.02.2017 - 24.03.2017 durchgeführt. 
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit folgende Äußerun-
gen vorgebracht: 
 
Stellungnahmen Öffentlichkeit Stellungnahmen der Verwaltung: 

Äußerung 1, Schreiben vom 06.03.2017 
(Anlage 7.1) 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bisher alle Ge-
bäude in der Saarlandstraße und Warndtstraße 
mit 3 Stockwerken bebaut sind.  
Der ursprüngliche Gebietscharakter sollte erhalten 
bleiben. Es werden keine Gebäude mit 4 Stock-
werken gewünscht. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich durch die 
Bauverdichtung und Erhöhung der Wohnungsan-
zahl, die Anzahl der Fahrzeuge, die auf öffentli-
chen Parkraum abgestellt werden, erhöht. Es wird 
daher gewünscht, în der Saarlandstraße einen 
Bereich auszuweisen, in dem nur Bewohner mit 
Parkausweis parken dürfen. 

 
 
 
Die Neubebauung mit einem Wechsel zwi-
schen drei- und viergeschossigen Baukörpern 
mit Flachdach lehnt sich an die Höhenent-
wicklung der Umgebung an und stellt aus 
Sicht der Verwaltung eine qualitätvolle und 
verträgliche Weiterentwicklung des Quartiers 
dar. 
 
Die Ausweisung eines Bereiches mit An-
wohnersonderparkrecht ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens, son-
dern ein eigenes straßenverkehrsrechtliches 
Verfahren. 
 
 
 

Äußerung 2, Schreiben vom 23.03.2017  
(Anlage 7.2)  
 
Es wird die Entwicklung des Kuhbergs von einer 
kleinteiligen, ab 1907 im Stil einer Gartenstadt 
entstandenen Arbeitersiedlung im Gebiet Römer-
straße, Ziegelgasse, Soldaten- und Sedanstraße, 
die später bis zur Königstraße, nördl. Neunkir-
chenweg, Warndtstraße erweitert wurde, näher 
erläutert. Es wird auf die Qualitäten des Gebietes 
hingewiesen und darauf, dass es wegen seines 
homogenen Erscheinungsbildes beliebt ist; Be-
bauung und Straßenraum sind aufeinander abge-
stimmt, Gärten haben eine entsprechende Größe, 
so dass noch größere Bäume wachsen können. 
Die bestehende Bebauung ist mit ihrer großzügi-
gen Grünfläche familienfreundlich. 
Ferner wird geäußert, dass die an der Warndt-
straße stehenden Heimstättenhäuser ebenso diese 
Lebensqualität bieten bzw. bieten könnten, wenn 
sie saniert bzw. in ähnlichem Maßstab erneuert 
würden. 

 
 
 
Die Entwicklungsfähigkeit bebauter Gebiete 
ist ein wesentlicher Aspekt neben der beste-
henden städtebaulichen Struktur. Der Cha-
rakter des gesamten Wohngebietes wird 
durch die vorgesehene Bebauung nicht zer-
stört. Die Verdichtung wird unter dem As-
pekt des  umweltschonenden und sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden als 
siedlungsverträglich gesehen. 
Die ulmer heimstätte eG als Eigentümerin 
der Gebäude Warndtstraße 12-28 hat im 
Vorfeld  intensiv geprüft, ob eine Sanierung 
der in den 1950er Jahren entstandenen 
Wohngebäude möglich ist. Die Gebäude 
sind nicht nur in einem schlechten bauli-
chen Zustand, sondern sie entsprechen auch 
nicht den heutigen energetischen und zeit-
gemäßen Anforderungen hinsichtlich der 
Wohnungszuschnitte und -größen, der 
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Es wird darauf hingewiesen, dass es nachhaltiger 
ist zu erhalten, als abzureißen. Die Argumente 
"Innen- statt Außenentwicklung" und Dichte 
dürfen nicht als Totschlagargumente für eine 
Neubebauung um jeden Preis gebraucht werden. 
Es wird kritisiert, dass sterile Flachdachblöcke in 
ausgereizter Dichte entstehen, anstatt einer wert-
schätzenden Bebauung, die sich an der bestehen-
den Siedlungsbebauung orientiert. Zu den Flach-
dächern wird geäußert, dass diese zwar günstiger 
in der Herstellung sind, aber nicht langlebiger und 
inzwischen das gesamte Stadtgefüge durchwu-
chern. 
Die Wohnungen im nördlichen Bereich sehen nur 
wenig Sonne, die Grünfläche mit Großbäumen 
entfällt. 

Barrierefreiheit und der Wohnqualität. 
Modernisierung bzw. bezahlbarer Wohn-
raum muss auch wirtschaftlich und nachhal-
tig sein, was sich nicht darstellen ließ. 
Die Lebensqualität innerhalb des Plangebie-
tes als auch im Umfeld wird nicht gemin-
dert. Auf den Grundstücken entsteht ein 
qualitativ hochwertiger, energiesparender, 
barrierefreier und kostenoptimierter Ge-
schosswohnungsbau zur Miete. Zudem ist 
die Integration eines Mehrgenerationswohn-
hauses für den Verein "aktiv gemeinsam 
wohnen e.V.“ vorgesehen. Bei der Planung 
wird auf ein bedarfsgerechtes Verhältnis von 
Wohnungen unterschiedlicher Größe geach-
tet, wobei auch die demographische Ent-
wicklung mit einer sukzessiven Zunahme des 
Bevölkerungsanteils älterer Menschen in die 
Planung einbezogen wird.  
Es entsteht eine durchgehende Freifläche 
zwischen den Altbauten an der Saarlandt-
straße und den Neubauten an der 
Warndtstraße, die allen Bewohnern/-innen 
zur Verfügung stehen wird. Ein Erhalt der 
bestehenden Bäume ist nicht möglich. Es 
werden neue Bäume gepflanzt und die Frei-
flächen gärtnerisch angelegt. 
 

 
 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB zum 
Entwurf des Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften gehört: 
 
- Deutsche Telekom 
- Handwerkskammer 
- Industrie und Handelskammer Ulm 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Polizeidirektion Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 
- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) 
- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 
- SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Zentralplanung Unitymedia 
- Entsorgungsbetriebe Ulm 
- Feuerwehr Ulm 
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Äußerungen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren wurden von folgenden 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebracht. 

 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung: 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH mit 
Schreiben vom 24.02.2017 (Anlage 7.3) 
 
Aus den vorgelagerten Netzen ist die Versorgung 
mit Trinkwasser, Erdgas und Strom möglich. 
Die bestehenden Netzanschlüsse der zum Ab-
bruch vorgesehenen Gebäude müssen rechtzeitig 
vor Abbruch von den Stadtwerken zu Lasten des 
Bauherrn getrennt werden. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

Polizeipräsidium Ulm mit Schreiben vom 
28.02.2017 (Anlage 7.4) 
 
Bei der Anlage der Tiefgaragen- bzw. Grund-
stücksausfahrt ist darauf zu achten, dass die 
Sichtbeziehungen zu Fußgängern nicht durch 
Stützmauern, Brüstungen, Pfosten, Bepflanzung 
u.a. beeinträchtigt werden. 
Eventuell vorhandene öffentliche Stellplätze sind 
soweit zurückzusetzen, dass die Ausfahrenden 
ausreichend Sicht auf den Verkehr haben. 
Die Ausfahrt der Tiefgarage sollte deutlich als 
solche erkennbar und der Bordstein dynamisch 
abgesenkt sein, um behinderndes Parken zu ver-
hindern. 
 
Es wird auf die Allgemeine Stellungnahme zur 
Polizeilichen Prävention hingewiesen. Im Be-
bauungsplan sollte ein Hinweis auf die kostenfreie 
Beratung beim Polizeipräsidium Ulm erfolgen. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
Ausführungsplanung an die Bauherrschaft 
weitergeleitet. 
Die konkrete Ausgestaltung der 
Tiefgaragenzu- und abfahrt ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanes. 
 
 
 
 
 
 
Eine Aufnahme im Bebauungsplan bedarf es 
nicht. Das Hinweisblatt der Polizei wird bei 
Baugenehmigungen hinzugefügt. 
 

Regierungspräsidium Freiburg, LA für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau mit Schreiben vom 
09.03.2017 (Anlage 7.5) 
 
Folgende geotechnische Hinweise sollten in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden: 
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbe-
reich von Gesteinen der Unteren Süßwassermo-
lasse. Darunter stehen vermutlich die Gesteine 
des Oberen Jura an. Mit lokalen Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. Ver-
karstungserscheinungen sind nicht auszuschlie-
ßen. Die anstehenden Gesteine neigen zu Rut-
schungen. In unmittelbarer Nachbarschaft sind 
auf der geologischen Karte mehrere Rutschgebie-
te ausgewiesen. 

 
 
 
 
Im Bebauungsplan wird ein entsprechender 
Hinweis aufgenommen. 
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Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten werden objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates In-
genieurbüro empfohlen. Im Vorfeld der Arbeiten 
sollte ggf. ein Beweissicherungsverfahren der 
umliegenden Bebauung und Grundstücken einge-
leitet werden. 
Sofern eine Versickerung von Oberflächenwasser 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig ist, 
wird die Erstellung eines hydrogeologischen Ver-
sickerungsgutachtens empfohlen. 
 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und die Stellungnahme an die Bau-
herrschaft zur Beachtung weitergegeben. 
 
 
 
 

Fernwärme Ulm GmbH mit Schreiben vom 
14.03.2017 (Anlage 7.6) 
 
Die neu zu erstellenden Gebäude können an das 
Fernwärmenetz angeschlossen werden. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Ein Anschluss an die Fernwärme ist 
seitens der Bauherrschaft geplant. 
 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm, Schreiben 
vom 20.03.2017 (Anlage 7.7) 
 
Entwässerungsleitungen innerhalb des Plangebie-
tes sind als private Leitungen zu planen, zu bauen 
und zu unterhalten. Hausanschlussleitungen an 
den öffentlichen Kanal sind im Zuge des Bauge-
nehmigungsverfahrens zu beantragen. 
Neue Bäume sollen ohne Wurzelschutz einen 
Abstand von min. 2,5m aufweisen. Es wird auf 
das Regelwerk DWA-M 162 hingewiesen. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Deutsche Telekom mit Schreiben vom 20.03.2017 
(Anlage 7.8) 
 
Im nördlichen und südlichen Bereich des Be-
bauungsplanes entlang der Saarlandstraße und 
Warndtstraße befinden sich TK-Linien der Tele-
kom, die nicht beeinträchtigt werden dürfen. Die 
Leitungen liegen gewöhnlich im öffentlichen 
Gehwegbereich in einer Tiefe von ca. 0,6m.  
Es wird darauf hingewiesen, dass auf Höhe Saar-
landstraße 79 und Warndtstraße 18 jeweils ein 
Schaltverteiler steht. Sollten Umlegungen oder 
Änderungen notwendig sein, sind die entstehen-
den Kosten vom Auslöser zu tragen. Zur genauen 
Ortung der Leitungen wird empfohlen, bauseits 
Suchschlitze zu tätigen. 
 
Es wird beantragt folgendes sicherzustellen, dass 
-  für den Ausbau des Telekommunikationslinien-

netzes im Erschließungsgebebiet eine ungehin-
derte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und an die ulmer heimstätte 
zwecks der koordinierten Leitungsplanung 
weitergeleitet. 
Kosten für etwaige Umlegungen oder Ver-
änderungen sind von der Bauherrschaft zu 
tragen. 
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der künftigen Straßen und Wege möglich ist 

- Auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Lei-
tungsrecht zugunsten der Telekom Deutsch-
land GmbH als zu belastende Fläche (entspre-
chend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB eingeräumt 
wird. 

- Eine rechtszeitige Abstimmung der Lage und 
der Dimensionierung der Leitungszonen vorge-
nommen wird und eine Koordinierung der 
Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschließungsträger er-
folgt, wo wie dies ausdrücklich im Telekom-
munikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben 
sieht, 

- Die geplanten Verkehrswege in Lage und Ver-
lauf nicht mehr verändert werden. 

- Dem Vorhabenträger auferlegt wird, dass die-
ser für das Vorhaben einen Bauablaufzeiten-
plan aufstellt. 

- Die Planunterlagen mit Straßennamen und 
Hausnummern in digitaler Form zugesendet 
und 

- Termine für Baubesprechungen mitgeteilt wer-
den. 

 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
"Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und 
Kanäle", Ausgabe 2013 zu beachten. Es wird um 
frühzeitige, schriftliche Information vor Baube-
ginn (mind. 16 Kalenderwochen) gebeten. Es 
wird darauf hingewiesen, dass der Leitungsbe-
stand vor Beginn der Maßnahme über die zentra-
le Trassenauskunft zu erheben ist. 
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    Anlage 7.9 zu GD 190/17 

 

Protokoll zur Infoveranstaltung am 08.03.2017, 18.30 Uhr, Gemeindesaal Martin-Luther-Kirche 

Bebauungsplan „Warndtstraße 12 – 28“ 

 

Herr Jescheck begrüßt die Anwesenden (ca. 30 Bürger/-innen sowie Stadträte und Stadträtinnen, 

die Bauherrschaft ulmer heimstätte eG) und erläutert das Vorhaben sowie das 

Bebauungsplanverfahren. Herr Neis, Geschäftsführer der ulmer heimstätte eG stellt die 

Wohnungsbaugenossenschaft vor und erläutert Anlass und Ziele des Bauvorhabens.  

 Es schließt sich eine Fragerunde an. Nachfolgend werden die Themen aufgelistet. 

Zufahrt zum Tiefgaragengeschoss / Gestaltung des Garagengeschosses in Richtung Saarlandstraße 

‐ Es werden Befürchtung hinsichtlich der Lärmzunahme bei den Gebäuden direkt an der 

geplanten Zu- und Abfahrt zum Garagengeschoss geäußert und darauf hingewiesen, dass 

Schlafzimmer der Bestandsgebäude Saarlandstraße nach Süden ausgerichtet sind.  
 

AW: Herr Jescheck führt dazu aus, dass es nicht zu einer ständigen Frequentierung wie bei 

den Parkgaragen in der Innenstadt kommt, sondern mit ca. 1,5 Bewegungen/ Tag  

gerechnet werden kann. Herr Neis erläutert, dass bei den gegenüberliegenden Wänden der 

Gebäude Saarlandstraße 73 und 75 zur Vermeidung von Schallreflektionen schallabsor-

bierende Maßnahmen in Betracht kommen. 

 

‐ Die Frage, ob eine Zufahrt von der Warndtstraße aus geprüft ist, wird bejaht. Dies hätte  

Rampenbauwerke nach sich gezogen, was sowohl platz- als auch kostentechnisch 

unwirtschaftlich wäre.  

 

‐ Es wird angeregt, die Zu- und Abfahrt zu trennen und die Verkehrsbelastung damit zu 

verteilen. 
 

AW: Herr Neis erläutert, dass dies im Vorentwurf so vorgesehen war, jedoch nach Prüfung 

eine zentrale Zu- und Abfahrt geplant vorgesehen wurde, da u.a. der Grünraum zwischen 

den Gebäuden Saarlandstraße und Warndtstraße damit  nur einmal durchschnitten würde. 

Herr Neis sagt zu, sowohl die Vor- und Nachteile von 2 Ein-/ Ausfahrten als auch 

gestalterische Möglichkeiten zur Entlastung für die Bestandsgebäude bei einer zentralen 

Ein-/ Ausfahrt  z.B. durch eine Einhausung zu prüfen.  

 

‐ Es wird gefragt, ob es sich um eine geschlossene Garage oder eine Garage mit 

Lichtschächten handelt. 
 

AW: Es ist eine Tiefgarage mit natürlicher Belüftung (Lichtschächte, offenes Tor) geplant. 

Herr Neis erläutert anhand der Pläne, dass das Garagengeschoss wegen des ansteigenden 

Geländes von der Saarland- zur Warndtstraße im Bereich der Warndtstraße fast gänzlich im 

Erdreich liegt. In Richtung Bestandsbebauung Saarlandstraße ist das Tiefgaragengeschoss 

sichtbar. Entlang der sichtbaren Außenwand sind die Fahrradabstell- und Müllräume 

vorgesehen, die über einen Fußweg entlang der Wand zu erreichen sind, so dass man nicht 

direkt auf Autos sieht. Bei der weiteren Planung wird Wert auf die Gestaltung der Wand 

hinsichtlich der Materialität und Grüngestaltung gelegt.  

 



    Anlage 7.9 zu GD 190/17 

 

Auswirkung Verkehr auf die Saarlandstraße durch die Tiefgaragenzufahrt 

‐ Es wird nachgefragt ob die Saarlandstraße wieder 2-spurig wird. 
 

AW: Die Einbahnregelung besteht für die Zeit des Baus der Verlängerung der 

Straßenbahnlinie 2 und wird zukünftig wieder wie bisher befahrbar sein. 

 

‐ Es wird die Befürchtung geäußert, dass sich eine Verkehrszunahme durch die Zu-/Abfahrt in 

der Saarlandstra0e negativ auswirkt.  

Herr Jescheck erläutert, dass aufgrund der vorgesehenen 108 Stellplätze, die auch dem 

Bestand dienen und auch die Zu-/ Abfahrten zu den bestehenden Garagen ersetzen, keine 

spürbaren Veränderungen zu erwarten sind. Es wird zugesagt, die Verkehrsbelastung im 

Bereich der Saarlandstraße (ohne Umleitung/ Bau Straßenbahnlinie) zu prognostizieren. 

Herr Neis erläutert, dass mit der Tiefgarage ca. 70 % der Stellplätze bei einem Schlüssel von 

1 Stellplatz je Wohnung für den gesamten Bereich, d.h. den Bestand inbegriffen, abgedeckt 

werden. Bisher gab es lediglich eine Abdeckung  in Höhe von ca. 17,5 %. 

Bauzeit / Baulogistik/ Parkmöglichkeiten während der Bauzeit 

‐ Die ulmer heimstätte eG plant ab August 2017 den Rückbau, so dass ab November 2017 

mit dem Tiefbau begonnen werden könnte. Die Fertigstellung ist im 2. Quartal 2019 

geplant. 

 

‐ Zur Baulogistik können zum jetzigen Zeitpunkt keine Angaben gemacht werden, da dies 

maßgeblich in Abhängigkeit mit dem zu beauftragenden Bauunternehmen steht. Man ist 

generell bemüht, die Einschränkungen so gering wie möglich zu halten. Aber es wird 

Einschränkungen während der Bauzeit geben.  

Gemeinschaftsräume 

‐ Es wird angeregt, „Binnenräume“ als gemeinschaftliche Räume und Treffpunkte 

anzubieten. 
 

AW: Herr Jescheck weist auf den Verein „aktiv gemeinsam wohnen“ hin, der im östlichen 

Bereich ein Mehrgenerationen-Wohnprojekt plant. Die ulmer heimstätte eG unterstützt 

aktiv das Thema Gemeinschaftliches Wohnen. Eine Vertreterin des Vereins 

(www.agw-ulm.de) erläutert, dass ein Gemeinschaftsraum im Projekt vorgesehen ist und 

nach dessen Etablierung angedacht ist, zukünftig auch projektübergreifende Angebote, mit 

Ausstrahlung ins Quartier anzubieten. 

Freiraum-/ Grüngestaltung 

‐ Es wird nachgefragt, was mit den Grünflächen der Bestandsbebauung Saarlandstraße 

passiert.  

‐ AW: Die Grünflächen werden für die Baustellenzeit benötigt. Sie werden nach Fertigstellung 

der Neubebauung neu gestaltet. Es besteht die Idee seitens der ulmer heimstätte eG, dass 

für eine Fläche ein gemeinsames Konzept mit den Bewohnern erarbeitet wird. 
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Anmietung / Mitgliedschaft 

‐ Auf Nachfrage erläutert Herr Neis, dass ca. ein halbes Jahr vor Fertigstellung die 

Wohnungen angeboten und Bewerbungen aufgenommen werden. Entsprechend der 

genossenschaftlichen Regelungen ist Voraussetzung der Anmietung, der Eintritt in die 

Genossenschaft. 

Höhe der Bebauung vorher / nachher 

‐ Herr Jescheck erläutert, dass der Altbestand 2-geschossig mit Satteldach ist.  

Die Neubebauung ist mit 3 und 4 Vollgeschossen geplant, so dass davon ausgegangen 

werden kann, dass die Firsthöhe Bestand in etwa der Oberkante der Flachdächer 

Neubebauung entspricht.  

 

 

Ulm, den 09.03.2017  A. Rezek 
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